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_______ ANALYSEN UND BERICHTE
HAUSHALTSPOLITIK

Mehr qualitative Konsolidierung und 
weniger Normalverschuldung
Kurt Schmidt, Mainz

In nächster Zelt wird der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanzministerium ein Gutachten über „Pro­
bleme einer Verringerung der öffentlichen Netto-Neuverschuldung“ vorlegen. Professor Kurt Schmidt, Mit­
glied des Wissenschaftlichen Beirats und von 1974 bis Mal dieses Jahres des Sachverständigenrates, 
nimmt zu den künftigen Aufgaben der Haushaltspolitik Stellung'.

Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, also 
das Zurückführen des strukturellen Defizits, ist 

schneller vorangekommen als viele erwartet haben, 
auch schneller als beispielsweise der Sachverständi­
genrat in seinem Sondergutachten 1981 vorgeschlagen 
hat. Wir können damit rechnen, daß der quantitative Teil 
der Aufgabe am Ende dieses Jahres weitgehend bewäl­
tigt ist. Die Kommunen haben ihr Konsolidierungssoll 
bereits erfüllt, vielleicht sogar übererfüllt; für Bund und 
Länder bleibt wahrscheinlich nur noch ein kleiner Rest 
im nächsten Jahr zu erledigen. Nicht gut vorangekom­
men ist dagegen die Konsolidierung in ihrem qualitati­
ven Teil. Hierbei geht es darum, die öffentlichen Ausga­
ben und die Steuern in wachstumsfreundlichere Rich­
tung umzugestalten.

Öffentliche Ausgaben, von denen positive Wirkungen 
auf Wachstum und Beschäftigung ausgehen, sind sol­
che, die Vorleistungen für private Investitionen und 
komplementär zu diesen sind, und Ausgaben, die priva­
te Investitionen anregen, die die Innovations- und Risi­
kobereitschaft stärken und die dem Struktunwandel in 
der privaten Wirtschaft förderlich sind. Angesichts des 
Einbruchs der öffentlichen Investitionen in den vergan­
genen Jahren handelt es sich bei der Umstrukturierung 
der öffentlichen Ausgaben gegenwärtig nicht zuletzt um 
ein Anheben und Verstetigen der öffentlichen Investitio­
nen, Bei den öffentlichen Ausgaben, die der Förderung 
von Investitionen und Innovationen in Unternehmen 
dienen, sollte darauf geachtet werden, daß die Maßnah­
men soweit wie möglich global wirken, damit nicht-

Prof. Dr. Kurt Schmidt, 59, ist Ordinarius für Voil<s- 
wirtschaftslehre und Finanzwissenschaft an der 
Universität ¡Mainz.

staatliche Stellen darüber entscheiden, welche Investi­
tionen und Innovationen besonders dringlich sind, und 
daß dort, wo alternative Wege zum gleichen Ziel führen, 
derjenige gewählt wird, der den geringsten fiskalischen 
Aufwand verursacht.

Konsolidierungserfordernisse

Die Besteuerung ist sowohl in bezug auf die Bela­
stung der Unternehmen als auch im Hinblick auf die Be­
lastung der Einkommen der privaten Haushalte umzu­
strukturieren. Bei den Unternehmenssteuern ist insbe­
sondere die Risikobeteiligung des Staates zu erhöhen. 
Daher sollte die steuerliche Belastung von Investitionen 
gesenkt und insbesondere die Besteuerung von infla­
tionsbedingten Scheingewinnen abgebaut werden. Au­
ßerdem wären die steuerlichen Diskriminierungen, vor 
allem von Eigen- gegenüber Fremdkapital, von langfri­
stiger gegenüber kurzfristiger Kapitalbindung, zu besei­
tigen und die steuerlichen Benachteiligungen kleiner 
und mittlerer Unternehmen aufzuheben. Bei kommuna­
len Unternehmenssteuern sollte freilich dominieren, 
daß die Einnahmen stetig fließen und zwischen den Ge­
meinden nicht so stark streuen, daß die Finanzautono­
mie nicht geschmälert, sondern eher vergrößert wird 
und daß genügend Anreize für eine wirtschaftsbezoge­
ne Gemeindepolitik bestehen. Die Reform der Einkom­
mensbesteuerung darf nicht auf die Beseitigung von 
Ungereimtheiten des Tarifs beschränkt bleiben; es muß 
vielmehr versucht werden, die anreizstörenden und 
desorientierenden Wirkungen der hohen Belastung aus

’ Hierbei handelt es sich gleichzeitig um die vom Verfasser dieses Bei­
trages in seinem M inderheitsvotum zu dem Beirats-Gutachten ange­
kündigte Stellungnahme zur Frage der Zurückführung auch der Norm al­
verschuldung. Sie wird um einige Ausführungen dazu ergänzt, wie es -  
von heute aus gesehen - um die Konsolidierung der öffentlichen Haus­
halte Steht.
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Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen abzubauen. 
Dazu ist eine deutliche Absenkung der Grenzsteuersät­
ze nötig. Neutralität in bezug auf das Steueraufkommen 
ist dabei leichter zu erreichen als im Hinblick auf die 
Steuerverteilung. Sowohl für die Neutralität in bezug auf 
das Steueraufkommen als auch -  und mehr noch -  für 
die Neutralität im Hinblick auf die Steuerverteilung ist 
ein Abbau von Abzugsmöglichkeiten und Freibeträgen 
sowie die bessere Erfassung des steuerpflichtigen Ein­
kommens nötig.

Bedenkt man die sachlichen Probleme und die politi­
schen Widerstände, die beim Umgestalten von Ausga­
ben und Steuern zu überwinden sind -  das mühselige 
Geschäft des Subventionsabbaus ist ein Beispiel da­
für-, dann wird klar, daß die Konsolidierung im qualitati­
ven Sinn der schwierigere und langwierigere Teil der 
Konsolidierungsaufgabe ist.

Dabei ist der Spielraum auf der Ausgabenseite in 
mehrfacher Hinsicht beengt. Zunächst ist die Manö­
vriermasse kleiner geworden, weil -  wegen des Steuer­
widerstandes -  die Konsolidierung im quantitativen 
Sinn über Ausgabenkürzungen zustande gebracht wer­
den mußte; dies bedeutet einen Rückgang der Staats­
quote, also des Verhältnisses der öffentlichen Ausga­
ben zum Produktionspotential. Dann ist der Spielraum 
für die Konsolidierung im qualitativen Sinn durch den 
Anstieg der Zinslastquote, also des Verhältnisses der 
Zinsausgaben zu den gesamten öffentlichen Ausga­
ben, eingeschränkt worden. Diese Quote hat im Ge­
samthaushalt von Bund, Ländern und Gemeinden wäh­
rend der vergangenen zehn Jahre von ungefähr 3 % auf 
rund 10%, also um 7 Prozentpunkte zugenommen; 
dem entspricht gegenwärtig ein Ausgabenvolumen von 
ca. 30 Mrd. DM. Schließlich würden neue Verpflichtun­
gen gegenüber der Europäischen Gemeinschaft, also 
mehr Zahlungen an den Gemeinschaftshaushalt, die 
Manövriermasse für die Umstrukturierung der öffentli­
chen Ausgaben weiter verringern.

Hinzu kommt, daß Ausgaben erfahrungsgemäß am 
ehesten dort gekürzt werden, wo der Widerstand am ge­
ringsten ist. Dazu gehören, wie bereits angedeutet, die 
öffentlichen Investitionen. Obwohl es sicher auch hier 
Wildwuchs gibt, dürften Ausgaben, die dazu dienen, die 
Angebotsseite der Wirtschaft zu stärken, nicht gesenkt, 
sondern müßten sogar erhöht werden. Aber weil an an-

 ̂ Zur Begründung siehe Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 1979/80, Z iffer 
229 ff. Es heißt dort (Ziffer 230): „M it der W ahl dieses Durchschnitts aus 
einer Periode mit niedrigen Verschuldungsquoten des Staates und e i­
ner zeitnahen Periode mit im ganzen wesentlich höherer Staatsver­
schuldung haben w ir versucht, die längerfristige Bezugsbasis unserer 
Urteile über die W irkungen der Finanzpolitik gegenwartsnaher zu ma­
chen, aber doch zugleich der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die 
jüngste Vergangenheit allzusehr durch Sonderfaktoren bestimmt ist,“

derer Stelle nicht gekürzt werden konnte, blieb wohl 
nichts anderes übrig, als zunächst Ausgaben dieser Art 
zurückzunehmen. Es sind also gleichsam Konsolidie­
rungsschäden entstanden, die behoben werden müs­
sen, und die Konsolidierung im qualitativen Sinne hat 
dies zusätzlich zu bewältigen.

Verringerung der Normalverschuldung

Die Frage nach dem Pro und Contra einer Verringe­
rung der dauerhaften Kreditfinanzierung öffentlicher 
Ausgaben läuft darauf hinaus, ob es die Finanzpolitik 
unternehmen soll, auch den Teil der öffentlichen Kredit­
aufnahme zurückzuführen, der sich in der Vergangen­
heit als Normalverschuldung herausgebildet hat. Bei 
der Normalverschuldung handelt es sich um den Teil 
der Netto- Neuverschuldung, an den sich die Wirtschaft 
gewöhnt hat und den der Staat deshalb ohne negative 
Rückwirkungen auf Stabilität und Wachstum am Kredit­
markt aufnehmen kann. Daß es eine solche Gewöh­
nung gibt, ist nicht ernsthaft zu bestreiten; quantitativ 
läßt sie sich freilich nur schwer abschätzen. Da die Ge­
wöhnung als solche nicht gemessen werden kann, ist 
man bei empirischen Analysen darauf angewiesen, auf 
staatliches Verschuldungsverhalten in der Vergangen­
heit zurückzugreifen. So legt der Sachverständigenrat 
seit 1979 seinen Rechnungen den Durchschnitt der 
Verschuldungsquoten des Staates der Jahre 1966 bis 
1977 (ohne 1975) zugrunde^. Die Normalverschuldung 
des Staates ist -  wie hoch man sie immer auch ein­
schätzen mag -  also eine durch Gewöhnungsprozesse 
der Vergangenheit bestimmte Größe. Sie liegt nicht 
auch pro futuro fest; die Finanzpolitik kann vielmehr ver­
suchen, sie zurückzuführen (oder auch auszudehnen). 
Dies wäre, eben wegen der Gewöhnung, allerdings kein 
konjunkturneutraler Vorgang. Überdies kann der Ver­
such, die Wirtschaft umzugewöhnen, mißlingen; dies ist 
bei einer Reduktion aber wohl weniger wahrscheinlich 
als bei einer Expansion.

Mehrere Argumente

Für ein Zurückführen der Normalverschuldung gibt es 
mehrere Argumente:

□  Unter dem Aspekt der gesamtwirtschaftlichen Allo­
kation, also im Hinblick auf den Umfang der Staatstätig­
keit, spricht gegen eine dauerhafte Staatsverschul­
dung, daß sie diejenige Form der öffentlichen Mittelbe­
schaffung ist, die den Bürgern normalerweise am we­
nigsten ins Bewußtsein dringt und ihnen daher kaum ei­
nen Eindruck von den Kosten der Staatstätigkeit ver­
schafft. Hiergegen kann man freilich einwenden, daß 
wegen des spektakulären Anstiegs der öffentlichen 
Schuld die Bürger hierzulande (und auch anderswo) in

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/Vl 275



HAUSHALTSPOLITIK

bezug auf die Kreditaufnahme als Form öffentlicher Mit­
telbeschaffung gegenwärtig durchaus sensibilisiert 
sind. Daß das allerdings mehr zum Leistungs- und Ko­
stenbewußtsein der Bürger im Hinblick auf die Staatstä­
tigkeit beiträgt als die fast alltägliche Erfahrung der steu­
erlichen Belastung, ist ziemlich unwahrscheinlich. Im­
merhin, die allokativen Sorgen um die Normalverschul­
dung können situationsbedingt größer oder kleiner sein.

Daß die Kredite an den Staat üblichenweise freiwillig 
gewährt werden, ändert dagegen nichts an dem Alloka­
tionsargument gegen eine Normalverschuldung: Denn 
für inländische wie für ausländische Kreditgeber bedeu­
tet Freiwilligkeit in der Regel, daß sie dem Staat Geld lei­
hen, wenn er ihnen Konditionen bietet, die in bezug auf 
Ertrag und Sicherheit bei alternativen Anlagemöglich­
keiten im Inland und im Ausland mithalten.

□  Unter dem Aspekt der zeitlichen Lastenverteilung 
läßt sich noch weniger situationsneutral über die Zu­
rückführung der Normalverschuldung urteilen. Gelingt 
es, den Strom öffentlicher Leistungen, die aus zukunfts­
wirksamen Ausgaben resultieren, mit der zeitlichen La­
sten- (= Kosten-) Verteilung zu synchronisieren, was in 
praxi allerdings keineswegs einfach ist, dann ist zwar 
Neutralität über die Zeit gegeben. Aber für diese zeitli­
che Äquivalenz kann offensichtlich nicht ohne weiteres 
auch das Attribut „gerecht“ beansprucht werden -  
schon deshalb nicht, weil auch in bezug auf die zeitliche 
Verteilung von öffentlichen Leistungen und Lasten gilt, 
daß der Streit um die Gerechtigkeit im öffentlichen 
Haushalt vor allem ein Streit um materielle Interessen 
ist. Hier geht es darum, wieviel vom Erbe der vorigen 
Generation von der gegenwärtigen Generation aufge­
braucht wird und wieviel diese ihrerseits als Erbe an die 
kommende Generation zu übertragen bereit ist.

Vermögenstransformation

Fragt man sich, was situationsbedingt im Hinblick auf 
die zeitliche Verteilung von Leistungen und Lasten ge­
boten ist, dann liegt es nahe, aus demographischen 
Gründen für einen höheren Kapitalbestand in der Zu­
kunft zu sorgen und dessen Kosten zum Teil vorher zu 
decken, also der gegenwärtigen Generation mehr La­
sten aufzuladen. Anders gewendet: Will man den Pro­
blemen begegnen, die sich aus der Bevölkerungsent­
wicklung in der Bundesrepublik ergeben, dann muß in 
der Gegenwart der Konsum zugunsten der Investitio­
nen eingeschränkt werden, damit mehr Konsum in der 
Zukunft möglich wird als ohne diese Verlagerung. Das 
spricht für eine Zurückführung der Normalverschuldung 
und für einen Ausgleich des damit verbundenen Ein­
nahmenausfalls durch solche Steuern, die den Konsum 
belasten; was an Ausgaben für öffentliche Investitionen
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bisher über Kredite finanziert wurde, würde dann aus 
Steuern gedeckt werden (Erster Fall). Dadurch ließen 
sich am Kapitalmarkt Mittel für mehr private Investitio­
nen freimachen. Wegen der (kompensatorischen) Er­
höhung der Steuern auf den Konsum entstünde bei die­
ser Verlagerung der staatlichen Einnahmen für die ge­
samten privaten Investitionen keine zusätzliche steuer­
liche Belastung. Zugunsten von mehr öffentlichen Inve­
stitionen müßten außerdem im Staatshaushalt die kon­
sumtiven Ausgaben zurückgenommen werden. Es wä­
re auch möglich, die Normalverschuldung zu belassen, 
mit ihr wie bisher öffentliche Investitionen zu finanzie­
ren, außerdem die Staatsausgaben zugunsten von öf­
fentlichen Investitionen umzuschichten sowie die priva­
ten Investitionen über Steuererleichterungen zu fördern 
und den daraus resultierenden Einnahmeausfall durch 
höhere Steuern auf den Konsum auszugleichen (Zwei­
ter Fall). In beiden Fällen würde zusätzlich Vermögen in 
die Zukunft transferiert, das dann später für mehr Kon­
sum zur Verfügung stünde. Im zweiten Fall wäre der 
Staat allerdings mit einem höheren Schuldendienst be­
lastet, Diesen gäbe es im ersten Fall nicht; der Staat kä­
me deshalb mit einem geringeren Steueraufkommen 
aus, und die künftigen Konsummöglichkeiten der Priva­
ten wären insoweit größer als im zweiten Fall, Freilich ist 
im zweiten Fall mehr Wachstum und mit diesem auch ei­
ne Vergrößerung der Konsummöglichkeiten zu entar­
ten.

Steigt das gesamtwirtschaftliche Sparvolumen, dann 
kann dies als Indiz dafür angesehen werden, daß die 
Privaten Konsummöglichkeiten in die Zukunft transfe­
rieren wollen; über Investitionen in zusätzliches Vermö­
gen umgesetzt, wird das auch möglich. Offen bleibt da­
bei allerdings, ob die Privaten künftig mehr private oder 
mehr öffentliche Güter konsumieren möchten. Die Ant­
wort hierauf (und damit auch die Entscheidung über die 
künftige Normalverschuldung des Staates) setzt ein Ur­
teil über die Dringlichkeit von öffentlichen Bedürfnissen 
(im Vergleich zu privaten Bedürfnissen) und ein Urteil 
über die Produktivität öffentlicher Investitionen (im Ver­
gleich zu privaten Investitionen) voraus,

Absenitung der ZInsiastquote

□  Für eine Verringerung der Normalverschuldung 
sprechen -  ebenfalls situationsbedingt -  nicht zuletzt 
die hohen Zinsverpflichtungen, die bei den Gebietskör­
perschaften aufgelaufen sind. Die Zinslastquote ist, wie 
oben bereits erwähnt, während der vergangenen zehn 
Jahre um mehr als das Dreifache angestiegen. Wäre sie 
auf dem Stand von 1973 geblieben, stünden heute im 
Haushaltsjahr rund 30 Mrd, DM für andere Ausgaben 
oder für Steuersenkungen zur Verfügung, Geht man da­

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/VI



HAUSHALTSPOLITIK

von aus, daß die Konsolidierungsaufgabe in ihrem 
quantitativen Teil erledigt ist und daß konjunkturell eine 
Normallage besteht, der Staat also keine konjunkturbe­
dingten Kredite aufnimmt, dann bedeutet ein Absenken 
der Normalverschuldung, daß der Schuldenstand des 
Staates langsamer zunimmt als sonst. Ob damit auch 
ein Rückgang der Zinslastquote verbunden ist, hängt* 
zunächst davon ab, auf welche Weise die Finanzie­
rungslücke gedeckt wird, die sich wegen des Zurückfüh­
rens der Normalverschuldung ergibt. Bei einem Aus­
gleich durch höhere Steuereinnahmen, also bei unver­
änderter Staatsquote, geht die Zinslastquote -  von all­
fälligen Veränderungen im Zinsniveau, also vom Preis­
effekt einmal abgesehen -  (unmittelbar) zurück. Denn 
wegen des langsameren Anstiegs des Schuldenstan­
des, also wegen des Mengeneffektes, müssen weniger 
Zinsen gezahlt werden als sonst, und bei unveränderter 
Staatsquote geht die Zinslastquote dann zurück.

Außerdem wird infolge des Absenkens der Normal­
verschuldung gleichsam Raum für mehr private Kredit­
nachfrage geschaffen. Werden mit den zusätzlich privat 
aufgenommenen Mitteln vorwiegend Investitionen fi­
nanziert, kommt es zu einem stärkeren Wachstum der 
sachlichen Produktionskapazitäten. Dieser Effekt wird 
beeinträchtigt, soweit von den zur Kompensation nöti­
gen zusätzlichen Steuern Investitionen getroffen wer­
den. Aus Gründen, die oben dargelegt worden sind, 
sollte man dies freilich vermeiden. Nicht die privaten In­
vestitionen, sondern der private Konsum sollte durch 
die zusätzlichen Steuern belastet werden. Kommt es 
auf die soeben beschriebene Weise zu einem stärkeren 
Wachstum der sachlichen Produktionskapazitäten, 
dann nehmen -  bei unveränderter Staatsquote -  die öf­
fentlichen Ausgaben ebenfalls schneller zu. In bezug 
auf das so erhöhte Ausgabenvolumen nimmt die Zins­
last dann auch über diesen (mittelbaren) Mengeneffekt 
ab. Schließlich können ein stärker wachsendes Produk­
tionspotential und die damit verbundene schnellere Zu­
nahme des Vermögens und des Einkommens der 
Volkswirtschaft auch zu einem Rückgang des Zinsni­
veaus führen. Zu dem mittelbaren Mengeneffekt kommt 
dann ein mittelbarer Preiseffekt. Beide wirken auf eine 
Verringerung der Zinslastquote hin.

Wird die Finanzierungslücke, die infolge des Absen­
kens der Normalverschuldung entsteht, nicht durch hö­
here Steuereinnahmen, sondern durch Ausgabenkür­
zungen ausgeglichen, kommt es also zu einem Rück­
gang der Staatsquote, dann gibt es -  wiederum von Ver­
änderungen im Zinsniveau abgesehen -  keine unmittel­
bare Verringerung der Zinslastquote -  je nach Höhe des 
Schuldenstandes wird sich vorübergehend sogar eine 
höhere Zinslastquote einstellen. Wenn die kompensa­

torischen Ausgabenkürzungen beim staatlichen Kon­
sum vorgenommen werden und wenn mit den privaten 
Krediten, die an die Stelle der öffentlichen Kreditaufnah­
me treten können, vorwiegend Investitionen finanziert 
werden, kommt es allerdings auch in diesem Fall zu ei­
nem stärkeren Wachstum der sachlichen Produktions­
kapazitäten. Dies führt hier ebenfalls zu einer schnelle­
ren Expansion der öffentlichen Ausgaben, freilich we­
gen des Rückgangs der Staatsquote von einem niedri­
geren Niveau aus. Es gibt dann in diesem Fall auch ei­
nen mittelbaren Mengeneffekt. Zusammen mit dem mit­
telbaren Preiseffekt, der hier ebenfalls auftreten kann, 
bewirkt er eine Minderung der Zinslast.

Rückgewinnung an Handlungsspielraum

Von einer Absenkung der Normalverschuldung ist al­
so auf Dauer ein Rückgang des Anteils der Zinszahlun­
gen an den gesamten öffentlichen Ausgaben zu erwar­
ten -  bei höheren Steuereinnahmen ein größerer, bei 
Ausgabenkürzungen ein kleinerer. (Im Verhältnis zum 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential ist der 
Rückgang der öffentlichen Zinszahlungen wohlgemerkt 
in beiden Fällen gleich groß.) Der Staat gewinnt dadurch 
Handlungsspielraum zurück. Das gilt in bezug auf Aus­
gabensteigerungen oder Steuersenkungen im allge­
meinen und deren konjunkturpolitische Anwendung im 
besonderen. So wie die Dinge bei uns liegen, hat man 
bei der Konjunkturtherapie mit einer asymmetrischen 
Finanzpolitik zu rechnen: In Zeiten einer Rezession 
kann man auf expansive Maßnahmen setzen; in Zeiten 
eines Booms sind, wenn überhaupt, restriktive finanz­
politische Maßnahmen sehr viel weniger zu erwarten^. 
In der Rezession entstehen Haushaltsdefizite, im Boom 
bleiben Überschüsse aber aus. Daraus folgt, daß die 
Staatsverschuldung in der Rezession zunimmt, im

 ̂ Für eine solcrie asymmetrische Finanzpolitik gibt es übrigens auch 
achtbare Gründe. Siehe Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 1974/75, Ziffern 
416 ff. Nach den Erfahrungen, die w ir seither gemacht haben, spricht im 
Hinblick auf die Bekämpfung einer Rezession (trotz zum Teil unter­
schiedlicher Multiplikatoren) mehr für Steuersenkungen als für zusätzli­
che Staatsausgaben. Denn gegen Ausgabenprogramme ist e inzuwen­
den, daß es offenbar schwierig ist, kurzfristig geeignete Projekte zu fin ­
den, daß die Aufstellung und Aktualisierung von Schubladenprogram­
men sehr teuer ist, daß die Realisierung solcher Programme (Aus­
schreibungen, Auftragsvergabe, Genehmigungen, Einsprüche) erhebli­
che Zeit beansprucht und daß deswegen ein beträchtlicher Teil der W ir­
kungen zur Unzeit auftreten kann, daß es Einsatzsteilen nur in wenigen 
Sektoren gibt und daß deshalb dort die Gefahr von großen Preiserhö­
hungen besteht, und schließlich daß es größte Schwierigkeiten macht, 
ein solcherart erhöhtes Ausgabenniveau zurückzuführen. Das ist bei 
Steuersenkungen anders. A llerdings gehen von Steuersenkungen, 
wenn diskretionäre Steuererhöhungen folgen, wahrscheinlich keine 
starken antizyklischen W irkungen aus. Diese Art von Steuererhöhun­
gen ließe sich indessen vermeiden, wenn die Steuersenkungen, die bei 
steigenden Nominaleinkommen wegen der (leichten) Progression un­
seres Steuersystems ohnehin von Zeit zu Zeit nötig sind, in Rezessions­
zeiten vorgenommen werden. D iskretionäre Steuererhöhungen wären 
dann nicht nötig, denn mit steigenden Einkommen würden „autom a­
tisch“ mehr Steuern anfallen und die Haushaltsdefizite „von selbst" ver­
schwinden. Man kann dies als eine reduzierte Form der „built-in flexibili­
ty “ ansehen.
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Boom jedoch nicht zurückgeführt wird. Insgesamt, über 
Rezession und Boom hinweg, kommt es also zu einem 
Anstieg des Schuldenstandes, und damit nehmen auch 
die Zinsverpflichtungen zu. Tritt hierzu eine Normalver­
schuldung, deren Fortschreibung am Wachstum des 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials orientiert 
ist, dann ergibt sich im Trend ein Anstieg der Zinslast­
quote. Dieser Entwicklung würde ein Absenken der Nor­
malverschuldung entgegenwirken, und vielleicht sind 
schon deutliche Abstriche an der Normalverschuldung 
nötig, um zu erreichen, daß die Zinslastquote auf Dauer 
nicht weiter zunimmt.

Damit die Zinslastquote abnimmt, zumindest aber auf 
Dauer nicht weiter ansteigt, weil wegen der Bevölke­
rungsentwicklung mehr investiert werden muß, damit in 
Zukunft mehr konsumiert werden kann, und damit das 
Leistungs- und Kostenbewußtsein der Bürger im Hin­
blick auf die Staatstätigkeit geschärft wird, sollte es die 
Finanzpolitik in der Bundesrepublik also unternehmen, 
auch die Normalverschuldung zurückzuführen. Zu be­
denken ist freilich, daß das Absenken der Normalver­
schuldung nicht erste Priorität hat. Dafür gibt es mehre­
re Gründe. Die Operation kann erst eingeleitet werden.

wenn die Konsolidierungsaufgabe in ihrem quantitati­
ven Teil als erledigt anzusehen ist. Sie sollte erst vorge­
nommen werden, nachdem sich die wirtschaftliche Ent­
wicklung nachhaltig gebessert hat; denn es handelt sich 
dabei, wie gesagt, nicht um einen konjunkturneutralen 
Vorgang. Last not least muß die Reform des Einkom­
mensteuertarifs Vorrang haben. Was an Finanzierungs- 
„Masse“ gebraucht wird, um die Haushaltslücke zu 
schließen, die sich infolge einer Absenkung des Ein­
kommensteuertarifs ergibt -  sei es daß sich über einen 
Anstieg der Steuerquote Potential für Steuersenkungen 
angesammelt hat, sei es daß beabsichtigt ist, Steuern 
an anderer Stelle zu erhöhen, sei es daß über eine lang­
same Expansion der öffentlichen Ausgaben für Dek- 
kung gesorgt werden soll - ,  darf nicht zum Ausgleich für 
ein Zurückführen der Normalverschuldung verwendet 
werden. Denn der Einkommensteuertarif ist -  zumin­
dest wegen der kalten Progression -  obsolet geworden 
und daher revisionsbedürftig. Nicht weniger wichtig ist, 
daß von der Steuerreform, wenn sie richtig gemacht 
wird, also hauptsächlich an den Grenzsteuersätzen des 
Progressionstarifs ansetzt, erheblich stärkere Wachs­
tumsimpulse zu erwarten sind als von einer Zurücknah­
me der Normalverschuldung.

STEUERREFORM

Was bringen die Pläne zur Steuerreform?
Bernd pritzsche, Ullrich Heilemann, Hans Dietrich von Loeffelholz, Essen

Umfang, Zeitpunkt und Ausgestaltung der geplanten Steuerreform und Familienentlastung sind noch weit­
gehend offen. Herauskristallisiert haben sich inzwischen jedoch einige Eckwerte. Was bringt gemessen an 
den Ansprüchen die Steuerreform? Wie verteilen sich die Vorteile der Steuerentlastung auf die einzelnen 
Einkommensgruppen? Welche gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen sind zu erwarten?

Bei zunehmenden Einkommen und progressiver 
Einkommensbesteuerung ist von Zeit zu Zeit eine 

Steuerreform notwendig, wenn sich der Staat nicht qua­
si automatisch, d. h. ohne eigenes Zutun auf dem Wege 
über die direkten Steuern überproportional steigende 
Ansprüche auf das Sozialprodukt verschaffen soll’ . Der 
Korrekturbedarf erscheint um so dringender, je mehr die 
Einkommen inflationär aufgebläht sind und je stärker 
der steuerliche Zugriff bei steigenden Einkommen

Dr. Bernd Fritzsche, 40. Dr. Ullrich Heilemann, 39, 
und D r Hans Dietrich von Loeffelholz, 37, sind 
wissenschaftliche Mitarbeiter des Rheinisch- 
Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
in Essen.
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(Grenzbelastung) für die Masse der Steuerzahler zu­
nimmt.

Die jüngsten Vorschläge des Bundesfinanzministers 
zu einer Senkung der Lohn- und Einkommensteuer^ 
zielen primär auf eine nachhaltige Verminderung dieser 
Zusatzbeiastung, die offenbar von immer mehr Einkom­
mensbeziehern, vor allem mit mittleren und höheren 
Einkommen, als zu hoch empfunden wird. Um befürch­
teten negativen Folgen für die Leistungsbereitschaft 
und damit für das wirtschaftliche Wachstum entgegen­
zuwirken, soll der Verlauf des Einkommensteuertarifs 
deutlich abgeflacht werden. Daneben ist ein besonderer 
familienpolitischer Akzent in Gestalt wesentlich erhöh­
ter Kinderfreibeträge geplant. Je nachdem, ob die Maß­
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